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Verschiedene Wohnformen für unter-

schiedliche Bedürfnisse im Alter

Die begriffliche Unterscheidung der
verschiedenen Wohnformen ist in der
Literatur nicht einheitlich. Dem Wohn-
und Teilhabegesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen folgend können Wohn-
formen im Alter anhand der struktu-
rellen Möglichkeiten von Selbstbe-
stimmung sowie nach Art und Umfang
der zusätzlichen Leistungen vorge-
nommen werden (vgl. Abb. 1).

Die allermeisten Menschen bleiben
möglichst lang zuhause wohnen und
bevorzugen dies auch unter Bedingun-
gen der Pflegebedürftigkeit. Für den
Verbleib in der eigenen Wohnung spie-
len mögliche Umbau- und Anpas-
sungsmaßnahmen eine zentrale Rolle
sowie die sozialräumlichen Faktoren
einer Immobilie (ländlicher Raum,
Quartier, lokale Angebote, Ärzte, Apo-
theke, Einkaufsmöglichkeiten). Auch
Wohnungen, die in Trägerschaft einer
Wohnungsbaugenossenschaft ange-
boten werden und eine Versorgungs-
sicherheit ohne Pauschale nach dem
Bielefelder Modell anbieten, können
hier eingruppiert werden.

Hinter dem Begriff „Service Woh-
nen“ verbergen sich sehr unterschied-
liche Leistungen aus dem haushalts-
nahen Bereich, die in der Regel an den
Mietvertrag gebunden sind. In Nord-
rhein-Westfalen (NRW) wurde ein Qua-
litätssiegel durch das Kuratorium NRW
entwickelt, das Projekte und Einrich-
tungen auf Qualitätsstandards prüft
und ein entsprechendes Zertifikat ver-
gibt. Der Schwerpunkt liegt bei dieser
Wohnform auf seniorengerechten bau-
lichen Kriterien mit einer optionalen
Angebotspalette aus gemeinschaftli-

� Unser Bild vom Älterwerden
wird immer positiver. Drei

Viertel der Menschen verbinden mit
dem Älterwerden eine persönliche
Weiterentwicklung (Alterssurvey 2016).
Gleichzeitig muss ein wachsender
An teil der Senioren damit rechnen,
pflegebedürftig zu werden. Auch
wenn das Risiko an einer Demenz zu
erkranken vermutlich geringer ist, als
zahlreiche Prognosen erwarten las-
sen (kwa 2016), erfordern die gesell-
schaftlichen Veränderungen passen-
de Versorgungsformen. 

Das Po tenzial pflegender Angehöri-
ger nimmt aufgrund veränderter Fa -
milienstrukturen ab und wird zu künf -
tig nicht mehr so leistungsfähig sein
wie bisher. Die ungewiss gewordene
Hilfe durch Angehörige, das Unbeha-
gen gegenüber vollstationären Pfle-
geeinrichtungen und die als unzurei-
chend erlebten ge setzlich ge förderten
Angebote lassen viele Menschen nach
alternativen Wohnformen suchen.
Wohnformen, in denen der Hilfebe-
darf ge meinschaftlich organisiert wird
und gleichzeitig ein möglichst hohes
Maß an Selbstbestimmung und Teil-
habe erhalten werden kann, stellen
eine sinnvolle Alternative dar. 

Bisher sind solche Wohnformen
selten und regional sehr unterschied-
lich vertreten. Der vorliegende Bei-
trag gibt einen Überblick über die ver-
schiedenen Wohnformen im Alter
und erläutert das Modell von Wohn-
gemeinschaften mit Betreuungsleis-
tungen. Daran schließt sich eine Dar-
stellung der relevanten Gesetzesän-
derungen und die Auswirkungen auf
die Versorgungslandschaft pflegebe-
dürftiger Men schen an.

Innovative Wohn-
formen im Alter
Wohn-Pflege-Gemeinschaften – ein neuer Pfeiler der Regelversorgung älterer Menschen?

Mögliche Wohnformen im Alter
sind mittlerweile vielfältig. 
Entsprechend den individuellen
Bedürfnissen und Bedarfen der
betroffenen Menschen sollen
diese auch bei Pflegebedürftig-
keit eine möglichst selbstbe-
stimmte Teilhabe sicherstellen. 
Zu innovativen Wohnformen für
ältere Menschen zählen Wohn-
Pflege-Gemeinschaften, in denen
sich Menschen zusammenschlie-
ßen, die gemeinsam fremde
Dienstleistungen in Anspruch
nehmen. Anne Wiegers stellt
diese ambulante Wohnmöglich-
keit vor dem Hintergrund der
neuen gesetzlichen Entwicklun-
gen im Pflegebereich vor.

Anne Wiegers
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Was sind Wohn-Pflege-

Gemeinschaften?

Ausgehend von ersten gemeinschaftli-
chen Wohnformen in Berlin gibt es am-
bulant betreute Wohn-Pflege-Gemein-
schaften schon seit vielen Jahren. Im
Unterschied zu privatem, „aufsichts-
freiem“ Wohnen schließen sich in ei-
ner Wohn-Pflege-Gemeinschaft Men-
schen zusammen, die fremde Dienst-
leistungen in Anspruch nehmen. Struk-
turell werden sogenannte anbieterver-
antwortete von den selbstverantwor-
teten Wohngemeinschaften unter-
schieden. Letztere sind getragen von
der Idee der größtmöglichen Selbstbe-
stimmung, Organisation und Teilhabe,
die sich insbesondere in der freien
Wahl der Dienstleister zeigt. Sie be-
rücksichtigen damit bereits in ideeller
Weise den neuen Pflegebedürftigkeits-
begriff (s.u.). Auch wenn es eine große
Vielfalt an Wohngemeinschaftsformen

gibt, richtet sich eine überwiegende
Anzahl der Initiativen an Menschen mit
demenziellen Erkrankungen. 

Entsprechend einer Studie in NRW
leben in einer Wohn-Pflege-Gemein-
schaft durchschnittlich neun Men-
schen zusammen, die zwar größten-
teils pflegerische Hilfen brauchen, de-
ren Hauptanliegen aber die gemeinsa-
me Gestaltung des Alltages ist. Ge-
meinschaftlich entscheiden die Be-
wohner, ihre bevollmächtigten Ange-
hörigen bzw. Betreuer über die Tages-
strukturen, die Betreuungsangebote
und die Auswahl neuer Mitglieder. 

In der Regel sichern Fachkräfte die
pflegerische Versorgung und weniger
qualifizierte Mitarbeiter die Betreu-
ungs-und Hauswirtschaftstätigkeiten.
Zur Finanzierung der Betreuung wer-
den häufig Leistungs-, Qualitäts- und
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chen Angeboten, Notruf, Haushaltshil-
fen und individuell zu buchenden
Pflegangeboten und Entlastungsleis-
tungen. 

Unter Einrichtungen mit umfassen-
dem Leistungsangebot (EULA) werden
Pflegeheime, stationäre Hausgemein-
schaften, Senioren-Residenzen und
Wohnanlagen mit Pflegbereich gefasst
und richtet sich an Menschen mit grö-
ßerem Pflegebedarf. Bei den innovati-
ven Wohnformen stehen gemein-
schaftliche Aspekte und Gestaltungs-
wünsche im Vordergrund. Man unter-
schei-det nach Zielgruppen (mehrge-
nerativ, senioren-, gender-  und ge-
schlechtsspezifisch oder inklusiv),
Siedlungsgemeinschaften (Einfamili-
enhausgebiete, Wohnanlagen) und
Wohngemeinschaften mit Betreuungs-
leistungen, wozu die Wohn-Pflege-Ge-
meinschaften zählen.

Abbildung 1: Überblick verschiedener Wohnformen im Alter



Vergütungsvereinbarungen mit den
zuständigen Sozialleistungsträgern
verhandelt. Die Immobilie und ihre La-
ge im Quartier ist ein weiterer wichti-
ger Faktor für eine gelingende Wohn-
Pflege-Gemeinschaft. 

Auswirkungen aktueller

gesetzlicher Änderungen auf 

Versorgungs- und Wohnformen 

Derzeit werden im Sozialrecht zahlrei-
che Änderungen vorgenommen, die
vielschichtigen Einfluss haben auf die
Versorgungslandschaft und Beratungs-
inhalte im Gesundheitswesen. Mit den
Pflegestärkungsgesetzen (PSG I bis III)

setzt die Bundesregierung eine Reform
des Pflegerechts durch, die neben den
angekündigten Leistungsverbesserun-
gen und einer Neuausrichtung der Be-
ratungslandschaft (PSG III), sich insbe-
sondere durch einen grundlegend neu-
en Pflegebedürftigkeitsbegriff aus-
zeichnet. Dieser neue Pflegebedürftig-
keitsbegriff ist mit dem Anspruch ein-
geführt worden, den relevanten, tat-
sächlichen Unterstützungsbedarf Pfle-
gebedürftiger darzustellen. Der Para-
digmenwechsel vollzieht sich vor allem
darin, dass Aspekte der Selbstständig-
keit und des sozialen Miteinanders in
den Fokus gerückt werden. Festgestellt
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wird der Bedarf mithilfe des neuen Be-
gutachtungsassessments (NBA). Stär-
ker als bisher werden kognitive Kom-
ponenten berücksichtigt, die eine
selbstständige Lebensführung behin-
dern. Wird einem pflegebedürftigem
Menschen Unterstützungsbedarf bei
der Gestaltung seines Alltagslebens
und seiner sozialen Kontakte beschei-
nigt, sollten natürlich auch entspre-
chende Formen und Settings verfügbar
sein, damit neben der verrichtungsori-
entierten Pflege auch Teilhabe und
Selbstbestimmung möglich und die
beteiligten Angehörigen oder Einrich-
tungen nicht überfordert werden.
Durch die neue Gesetzeslage werden
mehr Menschen mit psychischen und
kognitiven Einschränkungen zukünftig
einen Pflegegrad erhalten und entspre-
chende kompensierende Leistungen
einfordern können. Gleichzeitig gilt es
Pflegebedürftigkeit durch Maßnahmen
vorzubeugen, die eine selbstständige
und partizipative Lebensführung mög-
lichst lange erhalten, also auf psycho-
soziale Gesundheit zielen.

Umsetzung der bundesgesetzlichen

Regelungen in Nordrhein-Westfalen

Über die bundesgesetzlichen Vorga-
ben hinaus setzen die jeweiligen Län-
dergesetze eigene Akzente und
Schwerpunkte in der Umsetzung der
PSG. In NRW wurde im Oktober 2014
das GEPA (Gesetz zur Entwicklung und
Stärkung einer demographiefesten,
teilhabeorientierten Infrastruktur und
zur Weiterentwicklung der Qualität von
Wohn- und Betreuungsangeboten für
ältere Menschen, Menschen mit Behin-
derungen und ihren Angehörigen) ver-
abschiedet. Das GEPA NRW setzt sich
aus APG (Alten- und Pflegegesetz, frü-
her Landespflegegesetz, Artikel 1 GE-
PA) und dem WTG (Wohn und Teilha-
begesetz, Artikel 2 GEPA) zusammen.
Ein wichtiges Ziel ist die gewünschte
Ausrichtung von Pflege, Betreuung
und Beratung auf die lokalen Struktu-
ren und das Quartier sowie die Förde-
rung alternativer Wohnformen im Al-
ter. Im Rahmen dieser Neuausrichtung
werden zunehmend ambulante Wohn-
gemeinschaften und ihre mögliche Be-
deutung für die Regelversorgung in
den Fokus genommen. Für die Umset-
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Mitglieder einer Wohngruppe erhalten aus der Pflegeversicherung auf Antrag eine
Pauschale von 214 Euro monatlich

Anspruchsvoraussetzungen:
� Mind. 3 höchstens 12 Bewohner mit mind. zwei Pflegebedürftigen nach SGB XI
� Gemeinsame Wohnung und gemeinschaftliche Organisation der Pflege
� Zusätzliche Beauftragung einer Kraft für Organisation, Verwaltung, Gemeinschaft 

und Haushalt, Förderung der Alltagsaktivitäten
� Bewohner und Angehörige werden aktiv einbezogen

� 2.500 € zur altersgerechten oder barrierefreien Umgestaltung der gemeinsamen
Wohnung

Anspruchsvoraussetzungen:
� Bewohner an Gründung beteiligt
� Auf max. 10.000 € beschränkt
� Antrag ausschließlich durch die Nutzer nicht durch die Anbieter zu stellen, muss

innerhalb eines Jahres ab Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen gestellt werden
� Kein Neubau!
� Budget; Maximales Fördervolumen 30 Millionen €

Bis zu 4.000 €, Obergrenze 16.000 €
Anspruchsvoraussetzungen:
Notwendiger Umbau, z. Bsp. (Bad, Treppenlift)

Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung können von meh-
reren Leistungsberechtigten gleichzeitig abgerufen werden. Keine Beschränkung auf
verrichtungsbezogene Pflege, sondern Erweiterung auf Betreuungsleitungen.

Tabelle 1: Relevante Leistungen nach dem SGB XI für Wohngemeinschaften

mit Betreuungsleistungen

Wohngruppenzuschlag § 38a SGB XI 

Anschubfinanzierung § 45e SGB XI

Wohnumfeldverbesserung  § 40 Abs. 4 SGB XI

Poolen von Leistungsansprüchen § 36 Abs. 1 SGB XI
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zung der beiden Gesetzesvorgaben
hat die Landesregierung in NRW bera-
tende Gremien ins Leben gerufen: den
Landesausschuss Alter und Pflege
(LAP) und die Arbeitsgemeinschaft zur
Beratung der Landesregierung nach §
17 WTG. (AG17 WTG). In beide Gre-
mien wurden für die Soziale Arbeit
Vertreter der Landesarbeitsgemein-
schaft NRW der Deutschen Vereini-
gung für Soziale Arbeit im Gesund-
heitswesen (DVSG) berufen. Bereits in
der konstituierenden Sitzung des LAP
hat sich eine Unterarbeitsgruppe zu
Thema „ambulante Wohngemein-
schaften“ gebildet. Gleichzeitig wurde
vom Ministerium eine umfängliche
Studie zu den Gelingensfaktoren und
Finanzierungsstrukturen ambulanter
Wohngemeinschaften in Auftrag ge-
geben, mit der Fragestellung ob bzw.
wie Wohngemeinschaften eine „tra-
gende Säule in der Regelversorgung“
werden können. Es zeigt sich also,
dass sowohl auf Bundes- als auch auf
Landesebene politische Anreize ge-
schaffen werden, um die lokalen am-
bulanten Versorgungsstrukturen zu er-
weitern, wobei ein besonderer Schwer-
punkt auf die Förderung ambulanter
Wohnformen gelegt wird.

Anreize für ambulante 

Wohngemeinschaften

Heutzutage existieren zwar neben den
traditionellen vollstationären bzw.
durch pflegende Angehörige erbrachte
Versorgungsangebote bereits innova-
tive Unterstützungsleistungen, die an
private Wohnformen und den sozialen
Nahraum gekoppelt sind und den neu-
en Pflegebedürftigkeitsbegriff (PBB)
konzeptionell entgegenkommen. Sel-
ten sind hingegen Wohngemeinschaf-
ten für Menschen mit Hilfebedarf, ob-
wohl sie künftig durchaus eine größere
Rolle in der Regelversorgung spielen
könnten und sollten. Bereits mit dem
Pflege-Neuausrichtungsgesetz 2012
wurden finanzielle Anreize geschaffen,
die Wohngemeinschaften fördern (An-
schubfinanzierung und Wohngruppen-
zuschlag). Mit den Pflegestärkungsge-
setzen sind nun auch die abrechenba-
ren Leistungen nicht mehr verrich-
tungsspezifisch fixiert, sondern kön-
nen flexibler ausgelegt werden. Leis-

tungen der Grundpflege und haus-
wirtschaftlichen Versorgung können
von mehreren Leistungsberechtigten
gemeinschaftlich abgerufen werden
um die gewonnen Zeit für weitere ge-
meinschaftliche Betreuungsleistun-
gen einzusetzen. Präsenszeiten des
Pflegedienstes kommen damit allen
Bewohnern zugute und nicht nur ein-
zelnen Pflegebedürftigen (Poolen von
Leistungen).

Auswirkungen auf

vollstationäre Einrichtungen

Die Reform der Pflegeversicherung
bringt Veränderungen für die vollsta-
tionäre Pflege mit sich, die sich indirekt
auf die alternativen Versorgungsfor-
men auswirken. Leistungsrechtlich sind
beispielsweise die Zuschüsse in den
unteren Pflegegraden so gering, dass
vollstationäre Einrichtungen zuneh-
mend Bewohner mit hohen Pflegegra-
den brauchen, um ihre Wirtschaftlich-
keit zu sichern. Auch erfordern die ge-
setzlichen Vorgaben, dass der Eigen-
anteil in Heimen neu berechnet wer-
den muss. Menschen mit höheren Pfle-
gegraden sollen durch den zukünftig
einheitlichen Eigenanteil entlastet wer-
den. Dieser Vorteil für höhere Pflege-
grade führt jedoch zu höheren Belas-
tungen der unteren Pflegegraden. Pfle-
gebedürftige könnten auf die Idee kom-
men sich mit dem gleichen Geld indi-
viduellere Hilfen in einer anderen Ver-
sorgungsform einzukaufen. Gesetzlich
festgelegt ist zudem für Pflegeheime
die Erfüllung der Einzelzimmerquote
von 80 Prozent bis 2018. Dies bedeutet
für einige Heime zwar noch eine gewis-
se Herausforderung, könnte in der Fol-
ge jedoch zu regionalen Engpässen an
Heimplätzen führen und damit innova-
tive Versorgungsformen befördern.

Wohngemeinschaften 

brauchen professionelle Beratung

und Unterstützung 

Wohn-Pflege-Gemeinschaften sind für
viele Menschen mit Hilfebedarf eine at-
traktive Wohnform. Viele politische An-
reize deuten darauf hin, dass diese Ver-
sorgungsform weiter ausgebaut und
gefördert werden soll. Die Realisierung
einer Wohn-Pflege-Gemeinschaft ist je-
doch hochkomplex. Neben der grund-
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sätzlichen Entscheidung für eine
Rechtsform müssen Leistungen aus
den SGB V, XI und XII erschlossen so-
wie Bauordnungs-, Brandschutz und
mietrechtliche Belange berücksichtigt
werden. Es erfordert zahlreiche Ab-
sprachen unter den Angehörigen und
mit den Leistungserbringern, damit tat-
sächlich eine „Gemeinschaft“ entste-
hen kann. Angesichts dieser Komple-
xität bleibt zu überprüfen, in wie weit
die getragene Verantwortung für An-
gehörige auch mit Risiken und Belas-
tungen verbunden ist. Damit die Idee
der Selbstbestimmung und Teilhabe
tatsächlich in Wohngemeinschaften
umgesetzt wird ohne die Beteiligten zu
überfordern, bedarf es professioneller
Beratung und Unterstützung.
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